
                                                                                        aktuelles2           graswurzelrevolution  februar 2012/366

Sie waren erklärtermaßen das Schreckbild einer

jeden Regierung, vergleichbar etwa nur mit der

Situation der jährlichen Castortransporte im

Wendland.

Beschwichtigungsversuche der Politik und ein

Ausbund an Lügen begleiten seit jeher die Ge-

schichte des Flughafenausbaus.

Und so dröhnen den nicht unter politischem

Alzheimer leidenden Menschen der Region eben

nicht nur die Flugzeuge in den Ohren, sondern

auch die Lügen und Verdrehungen.

Angefangen mit Ministerpräsident Holger Börner

(SPD), der beim Bau der Startbahn West ver-

sprach, „kein Baum werde mehr fallen für den

Flughafen“.

Die ökonomische und politische Potenz des

Frankfurter Flughafens, unlösbar verzahnt mit

der Entwicklung der Metropolenregion Rhein/

Main, hat jedoch ihre eigenen Regeln, und die

z.B. größte Bankendichte auf dem europäischen

Festland hat ihre eigene Gesetzmäßigkeit. Als der

Flughafenbetreiber und die Lufthansa 1997 eine

neue Landebahn forderten, zeigte sich die an der

Regierung befindliche Koalition aus SPD und

Grünen zwar eingedenk der Startbahn-West-Er-

eignisse vorsichtig, aber letztlich doch hilfsbe-

reit gegenüber dem Anliegen der Ausbaubetrei-

ber.

Nicht jedoch ohne ein sogenanntes Mediations-

verfahren auf den Weg zu bringen – denn wel-

che Partei will schon Proteste, die sich gegen die

eigene Regierung richten. Das Mediationsver-

fahren, das offiziell das Ziel hatte, einen „fairen

Dialog“ zwischen betroffenen Bürgern und Be-

treibern zu initiieren, sollte erklärtermaßen den

Protest kanalisieren und ihn von der Straße weg

hin zum harmloseren Verhandlungstisch verla-

gern. Die Bürgerinitiativen hatten sich jedoch

schlau gemacht, das Manöver durchschaut und

boykottierten das Mediationsverfahren „Dialog-

forum“. Unter Beteiligung von Umweltverbän-

den, Kommunen, Kirchen und Flughafenbetreib-

ern wurde (trotz Abwesenheit der Bürgerinitiati-

ven) das Verfahren mit großem propagandisti-

schem Getöse durchgezogen, um – wen wun-

dert’s – zu dem Ergebnis zu kommen, die Lande-

bahn könne gebaut werden. Ein Nachtflugverbot

von 23.00 bis 5.00 Uhr (die BIs fordern 22.00 bis

6.00 Uhr) wurde dabei als Trostpflaster zur Be-

dingung des Baus genannt. Roland Koch (CDU),

damals an der Regierungsspitze, ließ verlauten,

„es werde keinen Ausbau ohne Nachtflugverbot

geben“, um diese Aussage nach einem Klage-

verbot der Lufthansa prompt und zügig zu ver-

gessen.

Brachte diese durchschaubar kapital- und betrei-

berfreundliche Politik noch vergleichbar wenige

zum Schäumen, so änderte sich dies schlagartig

mit der Verlegung der Flugrouten.

Seitdem ist Ärger angesagt. Sprach der momen-

tane MP Volker Bouffier (CDU) bei der Einwei-

hung der Bahn noch „von einem Tag der Freude

für das ganze Land“, so sind inzwischen Ernüch-

terung und die schlagartige Erkenntnis darüber
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Eine Region wird wach

eingetreten, dass Menschen sich zwar belügen,

besänftigen und hinhalten lassen, dass jedoch

diese Strategie in dem Moment endet, in dem ein

Desaster wie dieses unüberhörbar sinnlich er-

fahrbar wird.

Die dröhnende Wahrhaftigkeit schlafloser Näch-

te, unerträglichen Lärms innerhalb und außerhalb

von Wohnungen in weiten Teilen des dichtbe-

siedelten Rhein/Main-Gebiets weckte Menschen

zu Hunderttausenden auf. Eine „Wachheit“, die

sich gegen die herrschende Politik zu richten

beginnt, die sich bei vielen vorerst auf die Kritik

am Lärm beschränkt, die jedoch sensibilisiert

gegenüber inhaltlichen Zusammenhängen und

in ihrer praktischen Ebene des Protestes Men-

schen aufeinander zu bewegen lässt.

Hier spielen die „alten“ Zusammenhänge und die

gewachsenen, erfahrenen Strukturen der „alten“

Bürgerinitiativen eine große Rolle. Zahlreiche neu

entstehende Initiativen, die anfangs nach dem

„St. Floriansprinzip“ eine Verlegung der Flug-

routen (zu Ungunsten anderer) gefordert hatten,

begriffen schnell, dass es ums gemeinsame Gan-

ze geht. Proteste und Widerstand gegen eine

Politik, die Profite und die Maxime ewigen Wachs-

tums über die Gesundheit und die ökologischen

Bedürfnisse stellt, wachsen zur Zeit, zum Schre-

cken der Politik, die plötzlich „oh Wunder“ ihre

Bürgernähe neu entdeckt, zu gemeinsamen Ge-

sprächen lädt, nachdem sie zuvor versucht hat-

te, die Initiativen gegeneinander auszuspielen.

Diese wiederum spüren ihren wachsenden Ein-

fluss und fordern nun ein Nachtflugverbot von

22 bis 6 Uhr, eine Beschränkung der Flugbewe-

gungen und sogar die Schließung der Nordbahn.

Budenzauber und Lernprozesse zuhauf

Es ist richtig was los: Regierung und Parteien,

der jeweiligen Rolle als Opposition gemäß in

„flammenden Protest“ an der Seite der Betroffe-

nen oder eben „gnädig in neuer Dialogbereit-

schaft“ einerseits, alte und neue Initiativen an-

dererseits, im notwendigen Annäherungs- und

Umgangsprozess zwischen langjähriger Erfah-

rung, Desillusionierung und spontanem, zum Teil

naivem Protest. In jedem Fall gibt es „Auftrieb

und neuen Schub“ auch anders, als es den Flug-

hafenbetreibern recht ist: Angestoßen durch den

Lärm, beginnt erneut eine Auseinandersetzung

mit dem Moloch Flughafen an sich, dem Dreck,

den herben Arbeitsbedingungen und auch der

unmenschlichen Abschiebepraxis. Auch wenn

sich viele der neuen Initiativen noch schwer tun,

über den Tellerrand der eigenen Lärmbetroffen-

heit hinaus zu sehen, ist aufs Neue ein eman-

zipativer Prozess im Gange, der nicht bei Null

beginnt, sondern zu einem guten Teil auf die

bereits gemachten Erfahrungen bauen kann. Zu-

mindest sind Redner und Rednerinnen aus Par-

teien nicht willkommen. Das könnte ein gutes

Durchstarten für die Bewegung bedeuten.

Dr. Michael Wilk (AKU-Wiesbaden)

Infos über Mediations-/Dialogverfahren, Flughafen FfM etc. beim Verfasser

Kreativ gegen Nazis
Solidarisch gegen Rassismus und Sexismus
Kommentar

In den auflagenstarken Westfälische Nachrichten

hat der WN-Redakteur Elmar Ries am 10. Januar

2012 die Ankündigung von Neonazis, am 3. März

einen nationalen Aufmarsch in Münster zu machen,

kommentiert:

„... obwohl bislang noch gar nicht entschieden

ist, ob die Veranstaltung genehmigt wird, lau-

fen bei der Polizei die Vorbereitungen. Schließ-

lich steht immer dann, wenn Rechtsextreme auf-

marschieren, handfester Ärger ins Haus, der –

das lehrt die Erfahrung – in der Regel von links-

radikalen Gegendemonstranten ausgeht.“

Unglaublich! Wie blind kann man eigentlich auf

dem rechten Auge sein, Herr Ries?!

Seit 1990 wurden nach Angaben des Spiegel

mindestens 182 Menschen in Deutschland To-

desopfer rechter Gewalt. Täglich werden Men-

schen hierzulande aus rassistischen Motiven

bedroht, geschlagen und erniedrigt. Aber selbst

angesichts der jetzt bekannt gewordenen Morde

durch die Zwickauer Terrorgruppe NSU („Natio-

nalsozialistischer Untergrund“) verharmlosen

Verfassungsschutz, Polizei, PolitikerInnen und

Journalisten wie Ries den Neofaschismus. Es ist

zum an die Decke fahren.

Angesichts der bisher schwachen gesellschaft-

lichen und politischen Reaktionen auf den brau-

nen Terror und vor dem Hintergrund des seit dem

sozialdarwinistischen Sarrazin-Hype zunehmen-

den Rassismus, kann es nicht verwundern, dass

die Neonazis sich gestärkt fühlen und versuchen,

weiter Fuß zu fassen.

Es gibt gute Gründe, warum sie seit 2006 nicht

mehr versucht haben, in Münster zu marschie-

ren. Damals demonstrierten 5.000 AntifaschistIn-

nen gegen den Aufmarsch von 170 „autonomen

Nationalisten“. Obwohl die Polizei das betroffe-

ne Hansaviertel abriegelte, konnten rund 2.000

AnwohnerInnen und AktivistInnen durch eine

Blockade die im „autonomen Outfit“ auftreten-

den FaschistInnen nach wenigen Metern stop-

pen. An den angrenzenden Häusern hingen An-

tifa-Transparente, es flogen Eier auf die Faschis-

tInnen und am nächsten Tag erschien in den

Lokalzeitungen ein Foto, auf dem zu sehen war,

wie Hausbewohner den Nazis aus Protest vom

Balkon aus den nackten Hintern präsentierten.

Ein weiterer Aufmarschversuch der „Autonomen

Nationalisten“ wenige Wochen später in Müns-

ter-Hiltrup endete auf ähnliche Weise.

Anders als z.B. in Dortmund, wo die Neonazis in

der Vergangenheit geschützt von der Polizei Auf-

märsche durchführen konnten, konnte die kleine

Gruppe der „Nationalen Sozialisten Münster“

bislang keine Erfolge feiern. „In Münster haben

es Nazis schwer, öffentlich aufzutreten. Hier gibt

es viele antifaschistische und zivilgesellschaft-

liche Initiativen und Menschen, so dass die Ne-

onazis im Alltag auf Widerstand stoßen. Wir wol-

len erst gar nicht, dass sich in Münster eine Nazi-

Szene etabliert. Dort, wo sich Nazis erst einmal

breit gemacht haben, stellen sie eine konkrete

Gefahr für all jene dar, die nicht in ihr Weltbild

passen“, so heißt es in einem Antifa-Aufruf.

Der geplante Naziaufmarsch im März soll wieder

durch eine Blockade gestoppt werden. „Bei die-

ser Gelegenheit gilt es an den antifaschistischen

Erfolg von 2006 anzuknüpfen und den Nazis zu

zeigen, dass es auch zukünftig eine verdammt

schlechte Idee ist, zu versuchen, Nazi-Propagan-

da in Münster zu verbreiten, denn Faschismus

ist keine Meinung sondern, ein Verbrechen! ...

Am 3. März wollen wir gemeinsam mit vielen

Menschen dafür sorgen, dass die Neonazis kei-

nen Meter laufen. Wir wollen dieses Ziel in ge-

meinsamen Aktionen erreichen. Wir sind solida-

risch mit allen, die sich den Neonazis und ihrer

rassistischen Hetze entgegen stellen. Wir wer-

den den Neonazis zeigen, dass wir sie weder in

Münster noch anderswo dulden.“

Seit 1999 befindet sich das GWR-Redaktionsbüro

in Münster. Wir werden uns an den direkten ge-

waltfreien Aktionen gegen den Naziaufmarsch

beteiligen. Ich würde mich freuen, wenn viele

GWR-LeserInnen am 3. März nach Münster kom-

men und uns dabei helfen.

Bernd Drücke (GWR-Koordinationsredakteur)

Weitere Infos: www.keinenmeter.de.ms

Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

im GWR-HerausgeberInnenkreis gibt es immer

wieder heiße Diskussionen. Ein Thema ist auch,

ob und wie wir die Graswurzelrevolution neu

gestalten. Dabei interessiert uns Eure Meinung.

Soll die GWR „so bleiben wie sie ist“? Mal ange-

nommen, wir würden genug Spenden bekommen,

um eines dieser Vorhaben zu finanzieren: Soll die

GWR dann lieber mit vierfarbiger Titelseite oder

mit 24 statt 20 Seiten Inhalt erscheinen? Was

gefällt Euch an der GWR? Was nicht? Was könn-

ten wir besser machen? Habt Ihr Ideen zur Um-

gestaltung? Auf Eure Anregungen sind wir ge-

spannt.

Die Resonanz auf die GWR Nr. 365 und den Spen-

denaufruf hat uns sehr gefreut. An dieser Stelle

möchte ich im Namen des GWR-HerausgeberIn-

nenkreises allen SpenderInnen ganz herzlich dan-

ken. Eure Unterstützung trägt dazu bei, dass die

Graswurzelrevolution auch in den nächsten 40

Jahren als Medium der Gegenöffentlichkeit wir-

ken kann.

Li(e)bertäre Grüße und viel Spaß beim Lesen,

Bernd Drücke (GWR-Koordinationsredakteur)




